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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Zum 1. Januar ſind die Geiverbe- den bezeichneten Gewerbeinſpektionen beauf- 
aſſeſſoren Schwarz von Schwelm nach Cre- tragt worden. 
feld, Schwertner von Coblenz nach Duis— Der Gewerbeaſſeſſor Meißner iſt von 
burg, Möbius von Brieg nach Mülheim a. Neuſalz a. d. O. nach Erfurt verſetzt und 
d. Ruhr und Kleditz von Unna nach Eſſen mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines 
a. d. Ruhr verſetzt und mit der Wahrneh- Hilfsarbeiters bei der Gewerbeinſpektion 
Erfurt I beauftragt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Zahlungen im Girowege. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 23. Dezember 1918. 


Ich überſende Abdruck des Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 25. Oktober 

7 Re Beachtung. Die Muſter der Vordrucke 681 und 246 find aus der Anlage er⸗ 
ichtlich. 

N In Vertretung. 


2. B. l. 524 /1. 8664. Dönhoff. 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage 1. 
Der Finanzminiſter. 


J. 5416. Berlin, den 25. Oktober 1918. 

II. 11209. 

III. 7976. 

1. Um den bargeldloſen Verkehr weiter zu fördern, wird im Einvernehmen mit der 


Königlichen Oberrechnungskammer beſtimmt, daß im allgemeinen bei der Überweiſung von 
Beträgen auf das Konto eines Geldinſtituts, das an den Reichsbank-Giroverkehr an⸗ 
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geſchloſſen iſt, von dem Empfangsberechtigten keine beſondere Quittung mehr zu verlangen 
iſt, die beſondere Quittung des Empfangsberechtigten vielmehr durch eine Empfangsbeſtäti⸗ 
gung der Bank oder Sparkaſſe erſetzt wird. 

Dieſe Anordnung gilt jedoch nicht bei folgenden Zahlungen: 

a) an Girokunden der Reichsbank, weil die Reichsbankauſtalten keine Empfangs⸗ 
beſtätigungen erteilen; 

b) auf Schlußrechnungen, denen anzurechnende Abſchlagszahlungen vorangegangen 
ſind, und auf Rechnungen, deren Betrag durch Abzüge für Auslagen, Pfand⸗ 
gelder uſw. zu kürzen iſt, weil die Beſtätigung nur über den Reſtbetrag lauten 
würde, während die Quittung über den Geſamtbetrag auszuſtellen iſt. 

Bei den Gehaltszahlungen an Beamte iſt auf die Empfängerquittungen 
auch dann zu verzichten, wenn Abzüge, z. B. für Kaſſenbeiträge, Beleuchtung, 
Feuerung uſw., gemacht werden; 

e) der Dienjtbezüge der zum Kriegsdienſt eingezogenen Beamten. 


Bei Zahlung der Buchſchuldzinſen verbleibt es bei der Beſtimmung in 8 41, 13 
Abſ. 2 RO. Die Empfänger von Ruhegehälkern, Hinterbliebenenbezügen und laufenden 
Unterſtützungen ſind jedoch nach wie vor verpflichtet, am Schluſſe des Rechnungsjahrs 
die mit den vorgeſchriebenen Beſcheinigungen verſehene Jahresquittung einzuſenden. 

Die Königliche Oberrechnungskammer hat ſich vorbehalten, die Beibringung der 
Empfängerquittungen in Ausnahmefällen zu fordern, wenn ſie zur Belegung der Ausgaben 
nicht entbehrt werden können. Es gilt dies u. a. für gewiſſe laufende Zahlungen aus 
Kapitel 92 Titel 13, Kapitel 94 Titel 9 und Kapitel 98 Titel 2 des Staatshaushalts⸗ 
plans, die an beſtimmte Vorausſetzungen geknüpft ſind, deren Erfüllung der zahlenden 
Kaſſe vom Empfänger durch eine mit der Quittung verbundene Beſcheinigung nachzuweiſen iſt. 

2. Die Empfangsberechtigten ſind, wie bisher, von der anweiſenden Behörde unter 
Beglaubigungsvermerk eines Rechnungsbeamten zu benachrichtigen, daß die Kaſſe angewieſen 
ſei, die ihnen zuſtehenden Beträge auf das Reichsbank⸗Girokonto ihres Bankhauſes oder 
ſonſtige Geldinſtitute zu überweiſen. Dazu iſt der neue Vordruck 246 (Poſtkartenform) 
Ausgabenachricht (Uberweiſung auf Reichsbank⸗Girokonto), der von der Regierung in Trier 
beſchafft wird, zu verwenden. 

Der angewieſene Betrag iſt ſtets anzugeben. Die Spalte „Gegenſtand der Lieferung 
oder Leiſtung“ iſt mit einem Stichwort auszufüllen; ſie braucht aber dann nicht ausgefüllt 
zu werden, wenn der Rechnungsaufſteller ein Zuchungszeichen angegeben hat und dies in 
der entſprechenden Spalte eingetragen wird. Die Spalte „Endbetrag der eingereichten 
Rechnung“ iſt nur dann auszufüllen, wenn die Rechnung abgeändert worden iſt. 

3. Die Kaſſen haben zu den üblichen Benachrichtigungen an die Geldinſtitute, daß 
Beträge auf Reichsbank⸗Girokonto überwieſen worden find, den neuen Vordruck 68 1 
(Doppelfartenform), der von der Regierung in Lüneburg beſchafft wird, zu verwenden. 
Der Vordruck iſt ſo eingerichtet, daß das anhängende Doppel im Durchpauſeverfahren aus⸗ 
gefüllt werden kann. Handelt es ſich um zahlreiche Überweiſungen an ein einzelnes Geld⸗ 
inftitut, jo kann der Girobogen im Durchpauſeverfahren doppelt hergeſtellt und das Doppel 
zur Empfangsbeſtätigung verwendet werden. 

Die Benachrichtigungen ſind nach den einzelnen ſtaatshaushaltlichen Ver— 
waltungen getrennt auszufüllen. Auf den Velegen iſt von den Kaſſenbeamten (bei 
den Regierungshauptkaſſen vom Buchhalter und Landrentmeiſter) kurz zu vermerken, daß 
der Betrag im Girowege überwieſen iſt (z. B. „durch Giro am 28. 7. 18. 

Die Beſtätigungen der Geldinſtitute ſind den Belegen in ähnlicher Weiſe beizufügen 
wie die Laſtſchriftzettel im Poſtſcheckverkehr. 

Muſter zu den Vordrucken 68 J (der auch für die Sonderkaſſen geliefert wird) und 246 
werden auf den folgenden Seiten mitgeteilt. Der erſtmalige Bedarf iſt binnen acht Tagen, 
der künftige Bedarf iſt in üblicher Weiſe bei den Kaſſenbüros der beſchaffenden Regierungen 
anzufordern. 

Die Druckſachenverzeichniſſe in der Rechnungsordnung und Kaſſenordnung für die 
Regierungshauptkaſſen ſind zu vervollſtändigen. 


Hergt. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Aulage Ila. 
Seite 1. 


» 


Den 19 


Poſtkarte 


Heute überwieſen wir auf Ihr 
Reichsbankgirokonto d umſtehend An 
näher bezeichneten Betrag 
Wir erſuchen um Empfangsbeſtäti⸗ 
gung auf der angebogenen Karte 
auf einem Doppel des Girobogens. 


4 Wohnung * 
(Straße und 
| Frei durch Ablöfung Nr. 21. Hausnummer) 


Seite 2 und — gleichlautend — Seite 4. 


B ——— 2 r — m nn ů ů ů —— — 


Zur Gutſchrift für: 


— 


in Worten: 


(Jirmenſtempel und 
Unterſchrift.) 


Nr. 68 J. Mitteilung, daß Beträge auf Reichsbankgirokonto überwieſen worden find. 


‚As Pin 


— 


Seite 3. 


Poſtkarte 


D uns durch die Reichsbank An die 
uͤberwieſenen, umſtehend näher 
bezeichnete Betrag iſt — ſind 
heute dem Empfangsberechtigten 
gutgeſchrieben worden. 


kaſſe 


Wohnung 
(Straße un) 
Hausnummer) 


Anlage Ilb. 


den 10. Poſtkarte 
Die 
kaſſe in } 


. a 2 
iſt angewieſen, Ihnen den um⸗ An 


ſtehend näher bezeichneten Betrag 
durch Scheck auf das Reichsbank— 
girokonto 


de 


zu überweiſen. hen ̃ ⅛˙ 1... 
Einer Empfangsbeſtätigung be— 
f 1 Wohnung 
darf es nicht. (Straße 1190 


Hausnummer) 
| Frel durch Ablöſung Nr. 21. 


Bei! 
5 5 Buchungs⸗ | Abänderung: 
Uberwieſener 2 N zeichen des Endbetrag der 
Betrag Gegenſtand der Lieferung oder Leiſtung Rechnungs- | eingereichten 
8 aufſtellers Rechnung 
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Beglaubigt: Regierungs⸗ 


Nr. 246. Aus gabenachricht (Überweifung auf Reichsbankgirotonto). 


Einrichtung des Landesgewerbeamts. 


Ausführungsauweiſung zu der Allerhöchſten Verardnung vom 20. März 1905 
(Ger. H. 173) fiber die Errichtung eines Landesgewerbeamts und eines ſtündigen 
Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbefürderung. 


Auf Grund der 88 3 und 6 der Allerhöchſten Verordnung vom 20. März 1905 
(GS. S. 173) beſtimme ich hierdurch folgendes: 


8 1. 

„Vom 1. Januar 1919 ab erfolgt die Bearbeitung der dem Landesgewerbeamt zu⸗ 
gewieſenen Aufgaben in zwei Abteilungen. In der Abteilung A werden die das gewerbliche 
Unterrichtsweſen betreffenden, in der Abteilung B werden die das Handwerk, die Gewerbe⸗ 
förderung und das Genoſſenſchaftsweſen betreffenden Angelegenheiten bearbeitet. 


8 2. 
Für die Beſetzung mit Mitgliedern und den Aufgabenkreis der Abteilung A bleiben 
die bisherigen Vorſchriften in Kraft. Sie gelten auch für die Abteilung B, ſoweit nicht 
nachſtehend etwas anderes beſtimmt wird. 


\ 8 3. 
Die Abteilung B hat die Aufgabe, in den das Handwerk, die Gewerbeförderung und 
das Genoſſenſchaftsweſen betreffenden Fragen 
1. den Miniſter durch Abgabe von Gutachten und Anregungen techniſch zu beraten, 
2. an der Verwaltung und Aufſicht der dazu dienenden Einrichtungen teilzunehmen, 
3. über die Entwicklung Verwaltungsberichte zu erſtatten, 
4. die im Inland und Ausland erſcheinenden Veröffenklichungen zu ſammeln und 
ſyſtematiſch zu ordnen. 
f SA. 

Der Abteilung B gehören mit vollem Stimmrecht die ordentlichen und diejenigen 
außerordentlichen Mitglieder an, die der Miniſter in dieſe Abteilung beruft. Die übrigen 
außerordentlichen Mitglieder und die Referenten im Miniſterium können an den Sitzungen 
mit beratender Stimme teilnehmen. 


Anlage. 


. hard u ci — 


Die Handwerkskammern und die Verbände der gewerblichen Geuoſſenſchaften ſind 
berechtigt, dem Miniſter Vorſchläge für die Berufung außerordentliche Mitglieder zu machen. 

Es bleibt vorbehalten, auch die außerordentlichen Mitglieder der Abteilung B neben 
der Erledigung der regelmäßigen Geſchäfte mit beſonderen Aufträgen (Unterſuchungen an 
Ort und Stelle und dergleichen) zu betrauen. 


8 5. l 
Die außerordentlichen Mitglieder verſehen ihr Amt als Ehrenamt. Den außerhalb 
Berlins und feiner Vororte Wohnenden wird als Erſatz der Reiſekoſten bis auf weiteres 
der Betrag der Fahrkarten 2. Klaſſe und ein Tagegeld von 15 „ mit einem für die Dienft- 
reiſen der Staatsbeamten jeweilig in Frage kommenden Teuerungszuſchlag erſtattet. Die 
gleichen Entſchädigungsſätze werden bei Dienſtreiſen gewährt. Staatsbeamte erhalten Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder nach den geſetzlichen Beſtimmungen. f 


86. 

Die Abteilung B hält nach Bedarf, jedoch wenigſtens allmonatlich, regelmäßige 
Sitzungen ab, zu denen ſämtliche Mitglieder ſchriftlich zu laden find. Beſchlüſſe und Gut⸗ 
achten werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 

Für die Abſtimmung gelten die Vorſchriften in 8 15 der Ausführungsanweiſung vom 
3. April 1905*) mit der Maßgabe, daß die Abgabe beſonderer Gutachten der ordentlichen 
und außerordentlichen Mitglieder zuläſſig iſt. Auch kann die Minderheit beanſpruchen, daß 
ihr Gutachten mit dem Beſchluſſe der Abteilung dem Miniſter vorgelegt wird. 

Dem Miniſter bleibt vorbehalten, in Fällen von erheblicher Bedeutung, in denen er 
Bedenken trägt, dem Gutachten der Abteilung zu folgen, eine nochmalige Erörterung in 
ſeiner Anweſenheit anzuordnen. 


Berlin, den 31. Dezember 1918. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Fiſchbeck. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 6. Januar 1919. 


Mit Beziehung auf meinen Runderlaß vom 16. April 1918 (HM Bl. S. 151), betreffend 
die Neuregelung der laufenden Kriegsbeihilfen und laufenden Kriegsteuerungszulagen, 
überſende ich Abdruck der Rundverfügung des Finanzminiſteriums vom 7. Dezember 1918 
zur Beachtung. 


In Vertretung. 


. B. I. 587/I. 9910. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Finanzminiſterium. Berlin C 2, den 7. Dezember 1918. 

Die Beſtimmung unter IB Ziffer 2 des Runderlaſſes vom 26. März 1918 
(F. M. I. 3115, M. d. J. 1a. 488, M. d. g. A. A. 300), daß bei Entfcheidung der Frage, 
ob der Zuſchlag von 20 v. H. zu den laufenden Kriegsteuerungszulagen zu gewähren iſt, 
bei außerplanmäßigen Beamten (Lohnangeſtellten höherer Ordnung) der Beſchäftigungsort 


maßgebend ſein ſoll, wird dahin ergänzt, daß den verheirateten außerplanmäßigen Beamten 


(Lohnangeſtellten höherer Ordnung), deren Beſchäftigungsort nicht zu den teueren Orten 
gehört, der für teuere Orte vorgeſehene Zuſchlag. von 20 v. H. zu den Sätzen der laufenden 
Kriegsteuerungszulage zu zahlen iſt, wenn die Familie ſich dauernd an einem Orte des 
Teuerungsgebiets aufhält. 

(Unterſchrift.) 
I. 13284. — M. d. J. Ia. 1848. — M. d. g. A. A. 1340. 


An die nachgeordneten Behörden. 


) HOME. S. 88. 


a 


* Zivilverſorgung der Militäranwärter. ö F 
| Der Minifter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 6. Januar 1919. f 
Ich überſende Abſchrift der Verfügung des Kriegsminiſteriums an die preußiſchen eee, 
ſtellbertretenden Generalkommandos vom 26. November v. Is. zur Kenntnis und Beachtung. N 
Abdrucke zum Dienſtgebrauch find beigefügt. Den zur Mitteilung an die nachgeord⸗ i 

neten Behörden etwa noch erforderlichen Mehrbedarf erfuche ich, binnen 14 Tagen bei der 
Geheimen Regiſtratur 7. B. meines Miniſteriums anzufordern. Die Eichungsinſpektoren 5 
haben den Erlaß unmittelbar erhalten. > 
In Vertretung. 4 
Z. B. J. 546/I. 9188. Dönhoff. 1 
1 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 8 
l B Anlage. 2 
Kriegsminiſterium. Berlin W 66, den 26. November 1918. 4 

Nr. 57/11. 18 68 F. ' 

Erſt nach ausgeſprochener Demobilmachung treten die Urlaubsbeſtimmungen für 0 
Militäranwärter vom 1. April 1913 (Anlage L der Anſtellungsgrundſätze — P. V. E. 
Nr. 42 —) wieder in Kraft. Die Zivilverſorgung der Militäranwärter iſt dann nach Mög⸗ 2 
lichkeit zu fördern. Militäranwärter, die zur Probedienſtleiſtung in offene Stellen an⸗ 9 
gefordert werden, ſind auf Antrag ſogleich zu beurlauben. Im übrigen ſind bei Beur⸗ 2 


laubungen die älteren Militärauwärter zu bevorzugen. Auf die Erlaſſe vom 7. Juni 1918 0 
— Nr. 8606/1. 18 01a (Einrichtung von Unterrichtskurſen) und vom 23. Januar 1918 2 
Nr. 1376 10. 17 0 (Beratimgsftellen für Militäranwärter) wird hingewieſen. Auch der g 
Bund deutſcher Militäranwärter, Berlin-Lichterfelde W., Eliſabethſtr. 5, hat eine Auskunfts⸗ 1 
und Beratungsſtelle für Militäranwärter eingerichtet. ; 
Für die Bewerbung der Militäranwärter um die ihnen im Reichs., Staats⸗ und 
Kommunaldienſt vorbehaltenen Stellen gilt bis auf weiteres ein vereinfachtes Verfahren. 
Hiernach iſt dem Bewerbungsgeſuch in der Regel nur noch ein Lebenslauf beizufügen. Be⸗ 


werbungsgeſuch und Lebenslauf, die auch zu einem Schriſtſtück zuſammengefaſft werden x 
a können, find von den Bewerbern ohne fremde Hilfe zu verfaſſen und — nicht in Maſchinen⸗ ‘ 


ſchrift — mit Tinte ſelbſt zu ſchreiben. 

£ „Der Lebenslauf muß unter anderem erſchöpfende Auskunft über den Bildungsgang 
des Auwärters und über beſondere Kenntniſſe geben, z. B. über Fertigkeit im Maſchinen⸗ 
ſchreiben, Beherrſchung einer Kurzſchrift und Angabe des Syſtems, ob und wann Vor⸗ 
prüfung bei anderen, näher zu bezeichnenden Zivilbehörden mit Erfolg abgelegt ſind, 
etwaige handwerksmäßige Vorbildung uſw. Der Lebenslauf muß ferner ergeben: Vor⸗ 
und Zuname des Bewerbers, deſſen Dienſtgrad, ſein Dienſtverhältnis, Geburts⸗ und 
Aufenthaltsort, die Familienverhältniſſe (ledig, verheiratet, Kinderzahl) und die Dauer der 
Militärdienſtzeit. N 
Od, Das Bewerbungsgeſuch iſt gemäß § 12 der Anſtellungsgrundſätze I und $ 10 der 
Anſtellungsgrundſätze JI der vorgeſetzten Militärbehörde oder dem heimatlichen Bezirks⸗ f 
kommando vorzulegen. Dieſe ſetzen auf den Lebenslauf eine Beſcheinigung nach beiliegendem wachen 
Muſter und geben dann das Geſuch an die zuſtändige Anſtellungsbehörde weiter. Bu 


€ Der Erlaß wird auch in den „Amtlichen Mitteilungen“ der „Anſtellungsnachrichten“ 
| bekanntgegeben werden. Die Verſorgungsämter haben Abdruck erhalten. 
. : ; Im Auftrage. 


Graf von Schmettow. 


- An ſämtliche preußiſchen ftellvertretenden Generalkommandos. 


Anlage. 
Lebenslauf. 


Truppenteil. 
Ort, Tag. 
Ich Oskar, Karl, Emil N. uſw. 
Die nebenſtehenden Angaben über die 
Militärdienſtzeit dees LE 
find zutreffend. N. beſitzt den vom (ſtellver⸗ 
tretenden) Geueralkommando (oder vom Ver⸗ 


ſorgungsamt) .. .. Armeekorps am.. 
r ausgeſtellteu Zivilver- 
ſorgungsſchein R.. auf Grund einer 
Militärdienſtzeit von .. .. Jahren und hat 


ſich vom Dienſteintritt bis heute 
geführt. Er iſt nach dem militärärztlichen 


(amtsärztlichen) Gutachten vom .... (kurze 
Inhaltsangabe), hat .... (Lehrgang, Schule 


uſw.) mit Erfolg beſucht (oder „die Zahl⸗ 
meiſterprüfung mit „(gut)“ beſtanden) uſw. 


Heitz ß , Staatsangehörigkeit 
ſeit . . .. Jahren durch Abſtammung (Ein⸗ 


bürgerung, Aufnahme) uſw. 


(Unterſchrift) 
(Stempel) 
Major und Bataillonskommandeur 


Anmerkungen: a 

1. Die Angaben in der Beſcheinigung müſſen den Anſtellungsbehorden die Möglichkeit bieten, das 
Bewerberverzeichnis nach dem vorgeſchriebenen Muſter (Anlage G der Anſtellungsgrundſätze 
— D. V. E. Nr. 42 —) zu führen. 4 

2. Die Beſcheinigung ſoll außerdem Kurz den Inhalt der Schriftſtücke wiedergeben, die dem Be⸗ 
werbungsgeſuch nach den bisher geltenden Beſtimmungen (zu vergl „Ausführliche Stellen⸗ 
verzeichniſſe“ D. V. E. Nr. 42 a, b, e) beizufügen waren. 

3. Bei Anwärtern für die Stellen der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung iſt ferner anzu: 
geben, daß für die Zeit von der Schulentlaſſung bis zum Eintritt in den Militärdienſt und, 
falls der Berwerber den Militärdienſt unterbrochen hat, auch für die Uuẽterbrechungszeit voll⸗ 
ſtändige und beſtimmte amtliche oder ſonſt glaubhafte Führungs⸗ und Beſchäftigungszeugniſſe 
vorliegen, oder für welche Zeit und aus welchen Gründen ſolche Zeugniſſe nicht haben bei⸗ 
gebracht werden können. 

4. Bei Anwärtern für Stellen in der preußiſch⸗heſſiſchen Eiſenbahnverwaltung und der Betriebs⸗ 
verwaltung der Reichseiſenbahnen iſt nach wie vor die Feſtſtellung der körperlichen Tauglichkeit 
der Bewerber auf vorgeſchriebenem Muſter durch Vertrauensärzte der Verwaltung oder Medizinal⸗ 
beamte (Kreisärzte uſw.) nolwendig. Vordrucke find vorher von dem Zentralbüro der zu⸗ 
ſtäudigen Eiſenbahndirektion oder von der Generaldirektion der Eiſenbahnen zu Straßburg i. E. 
zu erbitten (zu vergl. Druckvorſchriſt Nr. 42 e Seite 88 und 170). 


5. Den Bewerbungsgeſuchen für Anwärter auf Stellen bei der preußiſchen Zollverwaltung ſind 
nach wie vor die ärztlichen Zeugniſſe beizufügen (zu vergl. Druckvorſchrift Rr. 42 c Seite 162). 


F ä 9 “ 9 n 2° . 3 rn 


Im Heeresdienſte zurückbehaltene Beamte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 6. Jaunar 1919. 


Ich überſende Abdruck der Rundverfügung des Finanzminiſteriums vom 14. Dezember auge 
1918 mit dem Erſuchen, danach auch für den Bereich meiner Verwaltung zu verfahren. I 


In Vertretung. 
Z. B. J. 594 /I. 176. 8 Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Aulage 


Finanzminiſterium. Berlin C 2, den 14. Dezember 1918. 

1. 8483/17. 
11. 16984 /U11. 11724. 

1. 1. Mit dem Kriegsminiſterium ift feinerzeit folgendes vereinbart worden: 

Zivilbeamte ſollen bei der Demobilmachung nur ſoweit zurückbehalten werden, als es 

unbedingt notwendig iſt, landſturmpflichtige und nicht mehr wehrpflichtige Beamte nur mit 
ihrer und der vorgeſetzten Dienſtbehörde Zuſtimmung und wenn ſie zur Rechnungslegung 
unbedingt gebraucht werden. Für die landſturmpflichtigen und nicht mehr wehrpflichtigen 
Perſonen übernimmt die Militärverwaltung für die Zeit der Weiterverwendung die ihnen 
zuſtehenden Zivilbezüge. Im übrigen werden die Zivilbeſoldungen aus Zivilmitteln 


weitergezahlt. 

Dem Kriegsminiſterium gegenüber iſt dabei der Standpunkt eingenommen worden, . 
daß die Entbehrlichkeit der Zivilbeamten für militäriſche Zwecke, auch ſoweit nicht aus⸗ £ 
drückliches Einverſtändnis der vorgeſetzten Dienſtbehörde erfordert wird, nur im Zuſammen— 


hange mit der Frage der Entbehrlichkeit des Beamten, insbeſondere des höheren Beamten, 

im Zivildienſte werde beurteilt werden können, und vorausgeſetzt werde, daß militäriſcherſeits f 

die Entbehrlichkeit unter Würdigung auch der Bedürfniſſe der Zivilbehörden und möglichſt Er 

im Einvernehmen mit dieſen werde feſtgeſtellt werden. 1 
1 
| 
U 


2. Entſprechend dieſer Vereinbarung hat das Kriegsminiſterium in der Rundverfügung 
vom 27. November 1918 Nr. 2053 11. 18. B 4a (AV Bl. S. 651) folgendes beſtimmt: 


II. Allgemeines. 
Für zurückbehaltene Reichs“, Staats- oder Gemeinde⸗Zivilbeamte, die zu den land— 
Kurfnpflichtigen oder nicht mehr wehrpflichtigen Perſonen gehören, wird außer den obigen 
4 Gebührniſſen der über den anrechnungsfähigen Teil des Militäreinkommens hinausgehende [ 
Betrag oder ſoweit eine Anrechnung nach Anlage 1 der Kriegsbeſoldungsvorſchrift nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, der volle Betrag des Zivildienſteinkommens auf Mittel der Heeresverwaltung 
übernommen. Als anrechnungsfähig gelten, ſoweit der Beamte die Beſoldung eines Offiziers 
oder oberen Beamten der Heeresverwaltung erhält, der volle Betrag des Gehalts 
und des Wohnungsgeldzuſchuſſes (alſo nicht /10 dieſer Bezüge). — Staats miniſterial⸗ 
beſchluß vom 7. Juli 1915 (ABB. S. 285) und vom 28. Dezember 1915 (AVBl. 1916 
S. 33). Der Mehrbetrag, oder ſoweit überhaupt nichts angerechnet werden darf, der 1 
volle Betrag des Zivildienſteinkommens, wird von der Zivilbehörde bei der militäriſchen 
Dienſtſtelle (Truppenteil uſw.) angefordert und von dieſer erſtattet. 
Für zurückbehaltene Reichs., Staats- und Gemeinde (Zivil- Beamte ſowie penſionierte 
oder auf Wartegeld ſtehende Zivilbeamte, die zu den Perſonen des Beurlaubtenſtandes f 
gehören und die Beſoldung eines Offiziers oder oberen Beamten der Heeresverwaltung 
5 0 iſt die Höhe des Militäreinkommens nach wie vor der zuſtändigen Zivilbehörde 
mitzuteilen. 


8; Wegen der Höhe der Gebührniſſe heißt es in der Rundverfügung: 
> „Offiziere und Beamte, die nicht dem Friedensſtand angehören, werden mit Friedens 
gebührniſſen gemäß § 21 der Friedensbeſoldungsvorſchrift abgefunden, mit der Maßgabe, 


daß an Offiziere — ſoweit fie nicht als ehemalige Offiziere des Friedensſtandes vor dem 
Kriege in eine höhere Dienſtaltersſtufe eingerückt ſind und dementſprechend das Gehalt 


dieſer Stufe beziehen ; ſtets das niedrigſte Dienſtgradgehalt, an Beamte das Friedens⸗ 
gehalt gezahlt wird, das in ihrer Kriegsbeſoldung enthalten war. Offiziere, die unter 
5 lfd. Nr. 1, 2 und 5 der Beſoldungsordnung III fallen, beziehen, wenn ſie verheiratet ſind 


oder nach den Grundſätzen für Verheiratete abgefunden werden würden und mindeſtens 
€ 25 Jahre alt find, ein Mindeſtgehalt von 2100 V.“ 
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Dabei wird bemerkt, daß unter 1, 2 und 5 der Beſoldungsordnung ll! folgende 
Offiziere fallen: Leutnants, Oberleutnants, Aſſiſtenzärzte, Oberärzte, Zeug⸗ und Feuerwerks⸗ 
leutnants, und daß der Wohnungsgeldzuſchuß für dieſe Perſonen beträgt: in Ortsklaſſe A 
570 M, B 440 , C 360 , D 300 , E 220 #. Für Hauptleute beträgt das Mindeſt⸗ 
gehalt 3400 % und der Wohnungsgeldzuſchuß iſt zuſtändig nach den Sätzen der Tarif- 
klaſſe III. 


II. Unter D der Rundverfügung des Kriegsminiſteriums vom 26. November 1918 
Nr. 1703 11. 18. B 4a (AV Bl. S. 656), die im übrigen dem Runderlaß vom 26. März 1918 
1. 18115 uſw. nachgebildet iſt, iſt wegen der Gewährung laufender Teuerungsbeihilfen und 
Teuerungszulagen (Teuerungsbezüge) neben Friedensgebührniſſen an im Heeresdienſte 
ſtehende Offiziere und Beamte folgendes beſtimmt: 

„2. Reichs⸗, Staats- oder Gemeinde-(Zivil⸗) Beamte ſowie Zivilpenſionäre und Warte⸗ 
geldempfänger, die als Offiziere oder Beamte im Heeresdienſt ſtehen, können auf Antrag, 
falls ihr Einkommen aus Militär⸗ und Zivildienſt einſchließlich etwaiger Teuerungsbezüge 
zuſammen das Dienſteinkommen einſchließlich Teuerungsbeihilfen und Teuerungszulagen 
eines Offiziers oder Heeresbeamten des Friedensſtandes in ihrer dienſtlichen Stellung 

bei Beamten a. W. iſt bei deſſen Dienſteinkommen ſtets das niedrigſte Gehalt des Friedens⸗ 
beamten in derſelben dienſtlichen Stellung, bei den Hilfsbeamten a. W. das Monatsgehalt 
von 150 / in Rechnung zu ſtellen — nicht erreicht, den an dieſem Einkommen fehlenden 
Betrag aus Heeresmitteln als beſonderen Teuerungszuſchuß erhalten.“ 


(Unterſchrift.) 
An die nachgeordneten Behörden. 


Vergütungen für die Arbeiter-, Soldaten: und Bauernräte. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 7. Januar 1919. 


Mit Beziehung auf meinen Runderlaß vom 3. Dezember 1918 (SM Bl. S. 297) über⸗ 
ſende ich Abſchrift der Rundverfügung des Finanzminiſteriums und des Miniſteriums des 
Innern vom 9. v. M. zur Beachtung für den Bereich meiner Verwaltung. 

Bis auf weiteres ſind bis zum 15. jeden Monats, zum erſten Male bis zum 20. d. M., 
Nachweiſungen nach dem beiliegenden Muſter über die bis zum Ablaufe des Vormonats 
entſtandenen Koſten der Arbeiter-, Soldaten und VBauernräte uſw. einzureichen. Die von 
den Sonderkaſſen gezahlten Beträge find bei den von den vorgeſetzten Behörden (Regie- 
rungen, Oberbergämter, Bergwerksdirektionen uſw.) einzureichenden Nachweiſungen mit zu 
berückſichtigen, jedoch einzeln aufzuführen. Die Eichungsinſpektoren haben die Nachweiſungen 
unmittelbar an mich einzureichen. Fehlanzeigen ſind nicht erforderlich. 

In Vertretung. 
Z. B. I 592/I. 88. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage a. . 
Finanzminiſterium. Berlin C2, den 9. Dezember 1918. 


Aus einer Anzahl telegraphiſcher und ſchriftlicher Anfragen entnehmen wir, daß der 
in Nr. 273 des Reichsanzeigers veröffentlichte Erlaſß der Preußiſchen Regierung vom 
16. November 1918 anſcheinend noch nicht oder noch nicht genügend bekannt iſt. Er wird 
deshalb nachſtehend nochmals im Wortlaut wiedergegeben: 


„An alle Staats- und Kommunalbehörden. 


1. Die Koſten, welche durch eine angemeſſene Entſchädigung der Mitglieder 
der Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Bauernräte für ihre Mühewaltung entſtehen, ſind 
von derjenigen Stelle zu tragen, bei welcher der Rat ſeine Tätigkeit 


* 


u 


* 
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ausübt. Danach find fie bei den Staatsbehörden auf ſtaatliche Fonds 
(Geſchäftsbedürfnisfonds), bei Kommunalbehörden auf kommunale Fonds zu 
übernehmen. Erſtreckt ſich die Wirkſamkeit eines Rates ſowohl auf ſtaatliche 
wie auf kommunale Behörden, ſo ſind die Koſten angemeſſen zu verteilen. 

2. Vor Auszahlung der Vergütung haben diejenigen lokalen Organiſationen, 
welche den Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Bauernrat eingeſetzt haben, die Legitimation 
des anfordernden Mitglieds zu prüfen. 

3. Im allgemeinen iſt der entgangene Arbeitsverdienſt zu vergüten. 
Hierzu tritt eine angemeſſene Aufwandsentſchädigung und Erſatz der 
baren Auslagen. Dabei iſt jedoch zu beachten, daß es ſich um öffentliche 
Gelder handelt und daß mithin bei dem Ernſte der Zeit möglichſte Spar⸗ 
ſamkeit geboten iſt. 

4. Aus dem gleichen Grunde iſt auf eine tunlichſte Beſchränkung der 
Zahl der Mitglieder eines jeden einzelnen Rates Bedacht zu nehmen. 


Berlin, den 16. November 1918. 


Preußiſche Regierung. 
gez. Hirſch. Ströbel. Dr. Südekum.“ 


Erläuternd wird dazu folgendes bemerkt: 


Zu 1. Nur die Koſten ſind von den Staatsbehörden auf ſtaatliche Fonds, bei 
Kommunalbehörden auf kommunale Fonds zu übernehmen, die durch eine „angemeſſene“ 
Entſchädigung der Mitglieder der Räte entſtehen. Zu den Koſten gehören nicht nur die 
perſönlichen, ſondern auch die ſächlichen Koſten. Dabei wird es ſich häufig empfehlen, die 
fächlichen Koſten in natura vorzuhalten. Wo es irgend angeht, wird den Räten alſo ein 
entſprechend ausgeſtatteter Arbeitsraum im Dienſtgebäude der Behörde zur Verfügung zu 
ſtellen, auch die Benutzung des Fernſprechers uſw. zu geſtatten ſein. Unter Umſtänden 
wird auch die Anfertigung der Reinſchriften von Anträgen, Eingaben uſw. der Räte 
durch die Kanzlei in Frage kommen; dagegen erſcheint die Heranziehung beſonderer 
Hilfskräfte durch die Räte zur Erledigung ihrer Arbeiten bei der Art ihrer Aufgaben 
in der Regel nicht geboten. Bei Streitigkeiten über die den ſtaatlichen und kommunalen 
Fonds zur Laſt fallenden anteiligen Koſten entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 

Zu 2 und 3. Als „angemeſſene“ perſönliche Entſchädigung gilt nach Nr. 3 im all⸗ 
gemeinen der entgangene Arbeitsverdienſt. Hierzu tritt, zumal für Mitglieder, die nicht 
am Sitze der Behörden wohnen, eine angemeſſene Aufwandsentſchädigung, ferner Erſatz 
der baren Auslagen. Über ihre Höhe entſcheidet bei Streitigkeiten ebenfalls die Aufſichts⸗ 
behörde. Nach Nr. 2 ſind nur die Entſchädigungen für diejenigen Mitglieder der Räte 
zu übernehmen, deren Legitimation ordnungsmäßig geprüft iſt. Daraus folgt, daß ſowohl 
die Zahl der Mitglieder als auch die Perſonen ausgewieſen ſein müſſen. . 

Zu 4 wird insbeſondere dem etwaigen Beitreben entgegenzutreten fein, zu den Räten 
eine übermäßig große Anzahl von Perſonen hinzuzuziehen. 


Die Koſten ſind in den Kaſſenbüchern über die Geſchäftsbedürfnisfonds unter einem 
beſonderen Abſchnitt: 
„Koſten der Arbeiter-, Soldaten⸗ und Bauernräte 5 
1. Perſönliche Ausgaben, 
2. Sächliche Ausgaben“ 
zu buchen. 


Die zur geſchäftlichen Erleichterung erforderlichen Abdrucke dieſes Erlaſſes liegen bei. 


Miniſterium des Innern. Finanzminiſterium. 
gez. v. Breitſcheid. Hirſch. Dr. Südekum. Simon. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 
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Anlage b. 
(Behörde) ba} 191 


Unchweiſung 


der bis zum Schluſſe des Monats 191 entſtandenen Koſten 
der Arbeiter-, Soldaten und Bauernräte uſw. 
f Ken BERN SET 
Iſtausgabe vom November 
1918 bis zum Schluſſe des 
nebenbezeichneten Monats an 


Iſtausgabe im Monat 
Bezeichnung der Behörden, Zahl an 
bei denen die Arbeiter-, der 


Soldaten: und Bauernräte Mitglieder | perſön⸗ ſächlichen] Koſten perſön⸗ ſächlichen] Koſten 
3560 fi er Räte lichen 5 lichen 5 
tätig ſind der Rate Kosten Koſten [zuſammen often Koſten zuſammen 


E 


(Unterſchrift) 


An 
das Miniſterium für Handel und Gewerbe 
in 
Berlin W 9. 


ä — —— —:ä— ͤ— —o—ͤ—ö ę EÜ — — — — — — — — 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


8. Nachtrag zur Börſenordnung für die Vörſe zu Berlin. 
1. In 8 2 wird die Zahl 43 durch 49, die Zahl 32 durch 38 erſetzt. 
2. § 3 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die von den Börſenbeſuchern zu wählenden Mitglieder des Bürſen⸗ 
vorſtandes werden im Monat Dezember auf drei Kalenderjahre durch Stimm⸗ 
zettel gewählt. Die Wahl iſt geheim. Sie erfolgt, inſoweit mehr als 2 Börſen⸗ 
vorſtandsmitglieder in einem Wahlgange zu wählen ſind, nach der Verhältnis. 
wahl (vgl. 8 3a), andernfalls mittels relativer Stimmenmehrheit, wobei bei 
Stimmengleichheit das Los entſcheidet. 


5 
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In 8 3 Abſ. 1 wird die Zahl 15 (2 mal) erſetzt durch die Zahl 21. 


In Abf. 3 wird die Zahl 5 erſetzt durch die Zahk 7. 


Hinter 8 3 wird folgender § 3a eingefügt: 


Für die Verhältniswahl gelten folgende Vorſchriften 


Bei dem Börſenvorſtande ſind ſpäteſtens eine Woche vor dem Wahltage Wahl⸗ 
vorſchläge für jeden nach der Verhältniswahl vorzunehmenden Wahlakt (vgl. 
8.3 Abſ. 1) einzureichen. Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 30 zur 
Ausübung der Wahl berechtigten Börſenbeſuchern unterzeichnet ſein. Sie dürfen 
nicht mehr Namen enthalten, als Börſenvorſtandsmitglieder zu wählen ſind. 
Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber iſt eine Erklärung über ſeine Zu⸗ 
ſtinmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag bei deſſen Einreichung beizufügen. 
Für jeden Wahlakt darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. 


Die Wahlvorſchläge werden vom Börſenvorſtande⸗ geprüft und ſpäteſtens 4 Tage 


vor dem Wahltage durch Aushang in den Börſenſälen bekanntgegeben. 


3. Behufs Ermittelung des Wahlergebniſſes iſt feſtzuſtellen, wieviel gültige Stimmen 


auf jeden Wahlvorſchlag entfallen ſind. 

Stimmzettel, die nicht mit einem der öffentlich bekanntgegebenen Wahl— 
vorſchläge übereinſtimmen, d. h. Streichung einzelner Namen oder ſonſtige Ver— 
änderungen aufweiſen, ſind ungültig. 


„Die VBörfenvorftandsfige werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe 


der ihnen nach Nr. 3 zuſtehenden Stimmen verteilt. Zu dem Zwecke werden 
dieſe Stimmzahlen nacheinander durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt und von den ſich 
hierbei ergebenden Teilzahlen jo viele Höchſtzahlen der Größe nach ausge⸗ 
ſondert, als Börſenvorſtandsmitglieder zu wählen ſind. Jeder Wahlvorſchlag 
erhält fo viele Börſenvorſtandsſize, als auf ihn Höchſtzahlen entfallen. Wenn 
die an letzter Stelle ſtehende Höchſtzahl auf mehrere Wahlvorſchläge zugleich 
entfällt, entſcheidet das Los. 

Wenn ein Wahlvorſchlag weniger Bewerber enthält, als auf eine Höchſt⸗ 
zahl entfallen, ſo gehen die überſchüſſigen Sitze auf die Höchſtzahl der anderen 
Wahlvorſchläge über. 


Für die Verteilung der einem Wahlvorſchlage zugeteilten Börſenvorſtandsſitze 


unter die einzelnen Bewerber iſt die Reihenfolge der Benennungen auf jedem 
Wahlvorſchlage maßgebend. 


5. Hinter $ 3a wird folgender neue § 3b eingefügt: 


Für die Handhabung der Ordnung in den Börſenräumen, die äußere 
Regelung des Geſchäftsverkehrs (Feſtſetzung der Börſenzeit, Beſchlußfaſſung über 
Ausfall von Vörſenverſammlungen uſw.), die Ausübung der Diſziplinargewalt 
gegenüber Angeſtellten und alle ſonſtigen die Angeſtellten berührenden Ange⸗ 
legenheiten werden in Monat Dezember auf ein Kalenderjahr zu dem Börſen⸗ 
vorſtand als weitere Mitglieder 2 Vertreter der kaufmänniſchen Angeſtellten 
hinzugewählt. 5 

Berechtigt, an dieſer Wahl teilzunehmen, und wählbar ſind alle gemäß 
§ 16 Ziff. 1 BO. zum Börfenbefuche zugelaſſenen kaufmänniſchen Angeſtellten. 


Berlin, den 13. Dezember 1918. 


Die Handelskammer zu Berlin. 
(Unterſchrift.) 


Genehmigt. 
Berlin, den 28. Dezember 1918. 
(Siegel.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Fiſch beck. 


IIa 3752. 
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2. Handelsverkehr. 
Regelung des Fleiſchverbrauchs. 
Ausführungsauweiſung zur Verordnung des Herrn Staatsſekretürs des Kriegs- 
ernüährungsamts vom 20. September 1918, betreffend Anderung der Verordnung über die 
Regelung des Fleiſchverkehrs und den Handel mit Echmeinen (Neichs⸗Geſetzbl. 5. 1117). 
Auf Grund des Art. I Ziffer 2 vorſtehender Verordnung wird beſtimmt, daß Fleiſch, 
das aus einer ohne die erforderliche Genehmigung vorgenommenen oder nicht vorſchrifts⸗ 
mäßig angezeigten Hausſchlachtung gewonnen iſt, zu Gunſten des Kommunalverbandes des 


Ortes, wo die Schlachtung ſtattgefunden hat, ohne Zahlung einer Entſchädigung verfällt. 
Dieſe Beſtimmung tritt ſofort in Kraft. 


Berlin, den 17. Oktober 1918. 


Der Staatskommiſſar für Der Miniſter für Landwirt⸗ Der Miniſter 
Volksernährung. ſchaft, Domänen und Forſten. für Handel und Gewerbe. 

In Vertretung. N Im Auftrage. Im Auftrage. 

Dr. Peters. Dr. Hellich. Neuhaus. 


St. S. f V. VI d. 3489. — M. f. L. IA. Me 6502. — M. f. H. II b. 8904. 


Preußiſcher Staats kommiſſar 
für Volksernährung. 


. Abſchrift zur gefälligen Kenntnisnahme und mit dem Bemerken, daß die vorſtehende 
Ausführungsanweiſung zwar eine Wiederholung der gleichen Beſtimmung in den Aus⸗ 
führungsanweiſungen vom 8. September 1916 Ziffer 120% und vom 4 Juli 1917 zu 8 9a 
letzter Abſatz) darſtellt. Dieſe Wiederholung hat ſich aber als notwendig herausgeſtellt, 
da die rechtliche Zuläſſigkeit der entſchädigungsloſen Verfallserklärung zu Gunſten eines 
Kommunalverbandes im Falle einer Hausſchlachtung von zuſtändiger Stelle aus in 
Zweifel gezogen war. Aus dieſem Grunde hat ſich der Herr Staatsſekretär des Kriegs⸗ 
ernährungsamts zum Erlaß der Nachtragsverordnung vom 20. September 1918 bewogen 
gefunden, die wiederum eine preußiſche Ausführungsbeſtimmung erforderlich machte. 


Berlin, den 17. Oktober 1918. 


Der Staatskommiſſar für Der Miniſter für Landwirt⸗ Der Miniſter 
Volksernährung. ſchaft, Domänen und Forſten für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. Im Auftrage. Im Auftrage. 
Dr. Peters. . Dr. Hellich. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Vorſitzenden der Staatlichen Ver⸗ 
teilungsſtelle für Groß⸗Berlin. 


) Ml. S. 313. ) MBl.⸗ S. 190. 


Preiſe im Kohlenhandel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 27. Dezember 1918. 


Mit Wirkung vom Beginn 1919 hat die Kohleninduſtrie unter dem Einfluß der ſtarken 
Steigerung ihrer Selbſtkoſten eine fühlbare Erhöhung der Brennſtoffpreiſe vorgenommen. 
Nach den an einzelnen Stellen früher gemachten Erfahrungen beſteht die Gefahr, daß im 
Anſchluß an dieſe Haltung der Brennſtofferzeugung der Handel, insbeſondere der Platz⸗ 
und der Kleinhandel, unter der Behauptung ſtark geſtiegener eigener Unkoſten (Auslagen 
für Löhne, Abfuhr, Diebſtahlsriſiko uſw.) zu einem Preisaufſchlage ſchreitet, der zu dem 
von der Kohleninduſtrie genommenen in keinem angemeſſenen Verhältnis ſteht. An ſich 
bedingt die Erhöhung des Erzeugerpreiſes um je eine Mark für die Tonne Brennſtoff nur 
einen Aufſchlag von je 5 Pfennig für den Zentner. Preisſteigerungen des Handels, die 
dieſes Maß weſentlich überſchreiten, werden alſo im Intereſſe der Verbraucher ſorgfältig 
auf ihre ſachliche Berechtigung nachgeprüft werden müſſen. Dabei wird auch beſonders 
dem Umſtande Rechnung zu tragen fein, daß, ſoweit bier bekannt, nachgerade die bisherigen 
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Schwierigkeiten und Koſten der Brennſtoffabfuhr eine merkliche Milderung erfahren haben: 
aus Anlaß der Demobilmachung iſt eine Menge von Pferden frei geworden, die auch für 

das gewerbliche Leben zu erträglichen Preiſen nutzbar gemacht ſein werden. 

Ich erſuche, die Preisprüfungsſtellen und Ortsbehörden des Bezirks unverzüglich mit 
Nachdruck auf die ihnen obliegende Überwachung des Brennſtoffhandels hinzuweiſen u 
dafür wirkſame Vorſorge zu treffen, daß feſtgeſtellte Ubervorteilungen der Brennſtoffver⸗ 
braucher mit Hilfe der Mittel, die beſonders die Verordnung vom 8. Mai 1918 gegen die 
Preistreiberei (RG Bl. S. 395) und diejenige zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen 
vom Handel vom 23. September 1915 (RGBl. S. 603) an die Hand geben, unnachſichtlich 
geahndet werden. 


9040/18. Fiſchbeck. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten zu Berlin-Charlottenburg. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Seefahrtſchullehrer-Anwärter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 28. Dezember 1918. 

Infolge der geplanten Anderungen in der Ausbildung der Seefahrtſchullehrer-Anwärter 
iſt der Erlaß neuer Vorſchriften über ihre Einſtellung und ihren Dienſt erforderlich. Unter 
Aufhebung des § 18 der Ordnung für die Seefahrtſchulen vom 6. Juni 1904 (HMBl. 
S. 284) erlaſſe ich hierdurch die anliegende Anweiſung über die Einſtellung und den Dienſt 
der Seefahrtſchullehrer⸗Anwärter. Für die früher angenommenen Seefahrtſchullehrer⸗ 
Anwärter bleiben die bisherigen Beſtimmungen in Geltung. 

Der Erlaß der im § 1 der Anweiſung erwähnten Vorſchriften für die Seefahrtſchul⸗ 
lehrerprüfung bleibt vorbehalten. Sie wollen die Seefahrtſchuldirektoren hiernach mit 
Weiſung verſehen. Für jede Seefahrtſchule ſind zwei Abdrücke dieſes Erlaſſes und ſeiner 
Anlage, für dortige Zwecke iſt je ein weiterer Abdruck beigefügt. Etwaiger weiterer Bedarf 
kann von der Geheimen Regiſtratur III meines Miniſteriums bezogen werden. 

Im Auftrage. 
III 6853 JI. Ang. v. Meyeren. 
An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
5 a Anlage. 
Anweifung. 
über die Einſtellung und den Dienſt der Seefahrtſchullehrer-Anwärter. 


lage, 
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8 1. 

Allgemeine Beſtimmungen für die Anſtellung als Seefahrtſchullehrer. 

Als Seefahrtſchullehrer werden in der Regel nur ſolche Kapitäne und Steuerleute 
angeſtellt, die ſich als Seefahrtſchullehrer⸗Anwärter die erforderlichen wiſſenſchaftlichen und 
beruflichen Kenntniſſe und und Fertigkeiten erworben und die nach beſonderer Vorſchriſt des 
Miniſters für Handel und Gewerbe abzuhaltende Seefahrtſchullehrerprüfung beſtanden haben. 

Seefahrtſchullehrer⸗Anwärter werden nur an der Seefahrtſchule in Altona eingeſtellt. 

Eine Anſtellung als Seefahrtſchullehrer kann erſt bei Freiwerden einer Stelle erfolgen. 
Ein Anrecht auf Anſtellung als Seefahrtſchullehrer nach einer beſtimmten Wartezeit hat 
der Anwärter nicht. ’ 

8 2. 8 W 
Bedingungen für die Annahme als Anwärter. 

Als Anwärter werden nur unbeſcholtene, geſunde Seeleute mit genügender Schul⸗ 
bildung angenommen, die die Prüfung zum Seeſteuermann und zum Schiffer auf großer 
Fahrt, ſowie die mit letzterer verbundene Sonderprüfung in der Schiffsmaſchinenkunde 
beſtanden und vom Beginn des achtzehnten Lebensjahres mindeſtens acht Jahre praktiſche ſee⸗ 
männiſche Tätigkeit nachgewieſen haben, wobei die Marinedienſtzeft als praktiſche ſeemänniſche 
Tätigkeit anzurechnen iſt. Ausnahmsweiſe kann in bejondereu ‚Her eine praktiſche ſee⸗ 
männiſche Tätigkeit von weniger als acht Jahren als genügend angelohen werden. 


. 
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Als Mindeſtmaß einer genügenden Schulbildung gilt der erfolgreiche Beſuch der 
Unterſekunda einer höheren Schule (eines Gymnaſiums, Realgymnaſiums oder einer Ober⸗ 
realſchule). Ausnahmsweiſe kann von der Erfüllung dieſer Bedingung abgeſehen werden, 
wenn der Nachweis einer anderen als gleichwertig zu erachtenden Vorbildung erbracht wird. 


8 3. 
Meldung und Einſtellung. 

Geſuche um Einſtellung als Anwärter ſind an den Seefahrtſchuldirektor in Altona zu 
richten. Dem Geſuche ſind beizufügen: 

J. ein ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf, 

2. ein amtliches Führungszeugnis, 

3. ein amtsärztliches Geſundheitszeugnis, 

4. eine beglaubigte Abſchrift des Schulabgangszeugniſſes, 

5. eine beglaubigte Abſchrift des Befähigungszeugniſſes zum Schiffer auf großer Fahrt, 

6. eine beglaubigte Abſchrift des Zeugniſſes über die beſtandene Sonderprüfung 
in der Schiffsmaſchinenkunde, 

7. die Nachweiſe über die nach § 2 geforderte praktiſche ſeemänniſche Tätigkeit. 
(Dieſe Nachweiſe find dem Autragſteller nach Anfertigung eines zu beglaubigenden 
Auszugs alsbald zurückzugeben.) 

Der Seefahrtſchuldirektor reicht die Meldung mit ſeiner Außerung auf dem Dienſt⸗ 
wege dem Landesgewerbeamt ein, das über die Anmahmefähigkeit entſcheidet und die 
geeigneten Bewerber für die Einberufung vormerkt. ö 

Bei Bedarf ſchlägt das Landesgewerbeamt geeignete Bewerber dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe zur Einſtellung als Anwärter vor. Auf deſſen Auweiſung erfolgt 
die Einberufung durch den Seefahrtſchuldirektor in Altona. 

Beim Dienſtantritte find die Anwärter als Staatsbeamte zu vereidigen. 


8 4. 
Pflichten der Anwärter. 

Die Anwärter haben den dienſtlichen Anweiſungen des Direktors zu folgen. 

Sie haben den zu ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung eingerichteten Unterricht und die 
damit verbundenen Übungen regelmäßig zu beſuchen. Mit Fleiß und ernſtem Streben müſſen 
ſie auf die Erwerbung einer guten Vorbildung für ihren ſpäteren Beruf bedacht ſein. 

Daneben ſind ſie zur Übernahme ſelbſtändiger Unterrichtsſtunden ſowie zur Unter⸗ 
ſtützung des Direktors bei deſſen Verwaltungstätigkeit verpflichtet. Die Beſtimmungen der 
Dienſtanweiſung für die Seefahrtſchullehrer vom 11. Oktober 1918 finden, ſoweit hier nichts 
anderes beſtimmt iſt, auf die Anwärter ſinngemäße Anwendung. 


8 5. 
Vergütung. 
Die Anwärter erhalten eine monatlich zu zahlende Vergütung, deren Höhe vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe feſtgeſetzt wird. 


8 6. 
Verſetzung. 


Auf Anordnung des Miniſters können die Anwärter jederzeit an eine andere Schule 
9 N ) 
verſetzt werden. 
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Entlaſſung. 
Anwärter, die ſich infolge nicht ausreichender Begabung, mangelnden Fleißes oder 
ſonſtiger Eigenſchaften als nicht für den Seefahrtſchullehrerberuf geeignet erweiſen, können 
jederzeit entlaſſen werden. Zur Entlaſſung iſt die Einwilligung des Miniſters einzuholen. 


Berlin, den 28. Dezember 1918. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


.., Im Auftrage. 
III 6658 U. v. Meyeren. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 20. Dezember 1918. 


Auf Autrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs- und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins werden die Größen R 2 (mit 2 kg), R 3 und RA (mit je 
4 kg Karbidfüllung) der Azetylenſchweißapparate der Firma Autogenwerk „Rhöna“ G. m. 
b. H. in Kaltennordheim (Rhön), die durch meinen Erlaß vom 19. Januar 1916 (HMBl. 
S. 23) nach § 12 der Azetylenverordnung unter der Typenbezeichnung „J 23“ zum 
dauernden Betrieb in Arbeitsräumen widerruflich zugelaſſen worden ſind, nunmehr auch 
nach § 14 der Azetylenverordnung unter der der Größe R 5 (10 kg Karbidfüllung) der 
Apparate bereits erteilten Typenbezeichnung „A 13“ zur vorübergehenden Benutzung in 
Arbeitsräumen widerruflich unter den in jenem § 14 der Verordnung feſtgelegten Voraus- 
ſetzungen und Bedingungen für Preußen zugelaſſen. 

Die Fabrikſchilder der Apparate müſſen entſprechend meinem Erlaß vom 19. Januar: 
1916 auf den Zinntropfen oder Nieten, mit denen ſie befeſtigt ſind, den Stempel des 
ehem. Großherzoglich Sächſiſchen Landbaumeiſters in Dermbach (Feldabahn) tragen. 

Für die Zulaſſung gelten jeweils die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vor 
geſchlagenen, den Behörden mitgeteilten Bedingungen. m 


Im Auftrage. 
III. 7262. von Meyeren. 


2. Gewerbeaufſicht. 
Prüfungsamt für Gewerbeaufſichtsbeamte. 

Geſchäfte des Prüfungsamts ſür Gewerbeaufſichtsbeamte im Jahre 1918. 

Von den vier Gewerbereferendaren, die dem Prüfungsamte für Gewerbeauſſichts— 
beamte gemäß der Vorbildungs- und Prüfungsordnung vom 7. September 1897 (MinBl. 
d. i. V. 1898 S. 29) früher überwieſen waren, hat einer die Gewerbeaſſeſſorprüfung volle 
endet und ſie ausreichend beſtanden. Von den drei anderen, die bis Ende des Jahres 
1918 im Felde ſtanden, haben zwei beide fchriftlichen Arbeiten und hat einer die erſte 
schriftliche Arbeit abgeliefert. Neu überwieſen wurden zwei Gewerbereferendare. Der eine 
von ihnen iſt der ſchriftlichen und mündlichen Prüfung unterzogen worden und hat ſie gut 
beſtanden, der zweite hat die erſte ſchriftliche Arbeit noch nicht abgeliefert. 
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